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Sehr rege war in der Berichts-Periode die Gesetz­
gebung auch im Bereich der v o l k s e i g e n e n  W i r t ­
s c h a f t .  Bekanntlich steht eine Neuordnung der den 
heutigen Erfordernissen nicht mehr entsprechenden 
Ausgestaltung des Vertragssystems in Aussicht; der Ent­
wurf des neuen Vertragsgesetzes befindet sich nach 
Durchführung der ersten- Lesung z. Z. beim Rechtsaus­
schuß der Volkskammer. Wegen ihrer 'besonderen Dring­
lichkeit mußten einige Punkte dieser Neuregelung 
durch die Verordnung zur Angleichung des Vertrags­
systems an die Maßnahmen zur Verbesserung und Ver­
einfachung der Planung in der volkseigenen Wirtschaft 
— Angleichungsverordnung — vom 21. Mär.z 1957 (GBl. I
S. 209) vorweggenommen werden. Während bislang ein 
Verzicht auf die Einziehung der Vertragsstrafe grund­
sätzlich nicht gestattet war, besteht 'jetzt eine Pflicht 
zur Berechnung Und Geltendmachung von Vertrags­
strafen nur noch bei nicht qualitätsgerechter Leistung, 
bei Nichteinhaltung der Vereinbarung über das Sorti­
ment oder die Art und Weise der Verpackung sowie „in 
den Fällen, in denen die Berechnung und Geltend­
machung in gesetzlichen Bestimmungen vorgesehen- ist“; 
mit letzterem sind offenbar nur die 'Fälle gemeint, in 
denen ein Zwang zur 'Realisierung der Vertragsstrafe in 
Form einer Sonderregelung ausdrücklich ausgesprochen 
worden ist. In allen übrigen Fällen hat der Gläubiger 
der Vertragsstrafe selbst über ihre Geltendmachung zu 
entscheiden. Darüber hinaus kann selbst in den Zuerst 
genannten Fällen von der Berechnung der Vertrags­
strafe abgesehen werden, wenn die Strafe den Betrag 
von monatlich 100 DM voraussichtlich nicht übersteigt; 
in den gleichen Fällen kann auf die Geltendmachung 
der Strafe verzichtet werden, wenn sie den Gesamtbetrag 
von 500 DM nicht übersteigt. Dies alles zeigt, in welchem 
Maße hier mit den Mitteln des Zivilrechts die Eigen­
verantwortlichkeit der Betriebe bei Anwendung der 
gesetzlichen Sanktionen gegen die Verletzung der Ver­
tragsdisziplin erhöht worden ist. Durch die dem Vor­
sitzenden des Staatlichen Vertragsgerichts übertragene 
Befugnis, auf Antrag des Leiters eines zentralen Ver­
waltungsorgans die Frist für die Berechnung einer Ver­
tragsstrafe, die sich durch Zeitabläuf erhöht, oder einer 
wegen Nichterfüllung entstehenden Vertragsstrafe zu 
verlängern, ist auch das Staatliche Vertragsgericht in 
die Lage versetzt worden, besser als bisher auf die Ver­
hältnisse des Einzelfalles der Leistungsstörung Rücksicht 
zu nehmen und damit den erzieherischen Wert der Ver­
tragsstrafe zu erhöhen.

Aus dieser VO verdient weiter die Neuregelung der 
Pflicht zur fristgemäßen Bezahlung der Rechnung im 
Falle der nicht qualitätsgerechten Lieferung besondere 
Beachtung. Während nach dem Grundsatz des § 8 Abs. 4 
des Mustervertrags vom 10. Januar 1952 (MinBl. S. 7) 
Mängelrügen nicht von der fristgemäßen Bezahlung des 
Rechnungsbetrages befreiten und nur im Falle einer vor 
Ablauf der Zahlungsfrist zwischen den Partnern über 
die Höhe der Minderung getroffenen Vereinbarung ein 
entsprechender Abzug vom Rechnungsbetrag zulässig 
war, ist der Besteller bei nicht qualitätsgerechter Lei­
stung nunmehr im vollen Umfang von seiner Zahlungs­
frist befreit, wenn der Lieferer vor der Bezahlung der 
Verbindlichkeit über den Vertragsgegenstand ander- 
weit verfügt oder wenn der Besteller wegen der Mängel 
die Abnahme zu Recht verweigert und diese Mängel 
dem Lieferer vor der Bezahlung der Forderung ange­
zeigt hat. Im Umfang der Minderung ist der Besteller 
von der Zahlungspflicht jetzt auch dann befreit, wenn 
er die Mängel vor Bezahlung der Forderung 
angezeigt hat. Im letzteren Falle handelt es sich wohl­
bemerkt nicht um eine endgültige Minderung des 
Preises, sondern nur um eine teilweise Entbindung des 
Bestellers von seiner Pflicht zur fristgemäßen Zahlung 
des vollen Rechnungsbetrages; stellt sich später heraus, *)
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daß die Mängelrüge unbegründet war, so bleibt der 
Besteller zur Zahlung des Restbetrages verpflichtet.

Die Sicherung der besten Qualität der Massen­
konsumgüter nach dem neuesten Stand der Technik 
und der Mode ist der Leitgedanke der Anordnung über 
die Bildung der Staatlichen Güteinspektion des Ministe­
riums für Handel und Versorgung vom 7. Januar 1957 
(GBl. I S. 85). Die Staatliche Güteinspektion kontrolliert 
die Qualität der Massenbedarfsgüter, die in volks­
eigenen, genossenschaftlichen und privaten Betrieben 
auf Grund von Verträgen für die Organe des Binnen­
handels als Besteller der Erzeugnisse hergestellt werden. 
Die staatlichen Güteinspektoren haben das Recht, den 
Zutritt zu den Produktions- und Lagerräumen der Pro­
duktionsbetriebe und die Einsichtnahme in den Produk­
tionsprozeß zu verlangen, soweit dies für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendig ist. Die Güteinspektoren 
sind aber keine bloßen Kontrollorgane, sondern sie sind 
auch zur aktiven Einwirkung auf den Produktions­
prozeß im Sinne einer Erziehung der Betriebe zur Ver­
tragsdisziplin verpflichtet. Sie haben bei den Produk­
tionsbetrieben auf die sofortige Abstellung der von 
ihnen auf gedeckten Mängel hinzuwirken und Vor­
schläge zu unterbreiten, die eine Verbesserung der 
Qualität der Erzeugnisse zum Ziele haben.

Nicht klar genug hinsichtlich der Funktion der Güte­
inspektoren ist § 5 Abs. 2, der lautet: „Für bemängelte, 
bereits fertiggestellte oder ausgelieferte Waren sind 
vom Produktionsbetrieb Preisnachlässe entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen beziehungsweise bei 
Nichtvorliegen gesetzlicher Bestimmungen durch Ver­
einbarung zwischen dem Produktionsbetrieb und 
Handelsorgan zu gewähren. Die den Empfänger­
betrieben zustehenden Gewährleistungsrechte werden 
hierdurch nicht berührt.“ Das Gesetz unterscheidet hier 
jedenfalls zwischen dem Minderungsrecht, einem Ge­
währleistungsrecht des Empfängers und einem Preis­
nachlaß. den der Produktionsbetrieb als Lieferer von 
sich aus auf Grund einer Beanstandung durch den 
Staatlichen Güteinspektor auf dem Wege der Verhand­
lung mit dem Empfängerbetrieb zu gewähren hat, der 
unter Umständen also bereits vor Auslieferung der 
Ware erfolgt. Daß die Güteinspektoren auch bei der 
Festsetzung dieses Preisnachlasses mitwirken, ergibt 
sich zwar nicht aus der genannten Bestimmung, wohl 
aber aus der als Anlage zu der Anordnung erlassenen 
Rahmenordnung für. die Arbeit der Staatlichen Güte­
inspektion; § 14 der Rahmenordnung spricht nämlich 
davon, daß im Falle eines Preisnachlasses die hiervon 
betroffenen Handelsorgane durch den Staatlichen Güte­
inspektor sofort zu unterrichten und daß die Vertrags­
partner zu den Verhandlungen hinzuzuziehen sind, 
wenn eine Einigung über einen Preisnachlaß zwischen 
dem Güteinspektor und dem Produktionsbetrieb nicht 
erzielt wird. Daraus geht hervor, daß der Preisnach­
laß, der von den Gewährleistungsrechten des Empfän­
gers zu unterscheiden ist, von dem Güteinspektor nicht 
diktiert, sondern im Wege der Verhandlung mit dem 
Produktionsbetrieb festgelegt wird. In schwerwiegen­
den Fällen kann der Güteinspektor dem Minister für 
Handel und Versorgung ein Abnahmeverbot oder einen 
zeitweiligen, bis zur Beseitigung der festgestellten 
Mängel laufenden Produktionsstopp vorschlagen.

Insgesamt dient das rechtzeitige Eingreifen des Güte­
inspektors bei der Verhinderung der Produktion nicht 
qualitätsgerechter Gegenstände des Massenkonsums 
nicht nur der Sicherung der Qualität dieser Produktion 
und der Festigung der Vertragsdisziplin, sondern zu­
gleich auch der Vorbeugung von späteren Streitfällen 
zwischen den Vertragspartnern und der Vermeidung 
der wirtschaftlichen Verluste, die solche Streitfälle ge­
wöhnlich nach sich ziehen.
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